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Uruguay zurück im Wahlkampfmodus 
 

Während das Land seine Grenzen und die Wirtschaft öffnet, dominiert ein 
bevorstehendes Referendum die politische Debatte 
 
Sebastian Grundberger  

Nach zwanzig Monaten Regierungszeit von Präsident Luis Lacalle Pou verliert die Corona-Pandemie in 
der öffentlichen Wahrnehmung zunehmend an Bedeutung. Sichtbar werden andere politische 
Schauplätze. Nach einer Schwächephase hat die Opposition Schlagkraft zurückerlangt und sieht die 
Chance, beim anstehenden Referendum über ein Gesetzespaket der Regierung einen Wirkungstreffer zu 
erzielen. Die Regierung setzt auf ihre Beliebtheit und sucht, durch das Referendum Legitimität für eine 
noch weitergehende Reformagenda zu gewinnen. Bis dahin herrscht erst einmal Wahlkampf.  
 
Als „populär, dringend, gut und gerecht“ 
bezeichnet Präsident Luis Lacalle Pou ein 
Mammut-Gesetzeswerk seiner Regierung, das 
wichtige Elemente des Wahlprogramms der 
Regierungskoalition umsetzt. Aller Voraussicht 
nach wird der Präsident die Reform noch einmal 
landauf landab verteidigen müssen. Gegen die 

Erwartungen vieler gelang es der Opposition, 
800.000 Unterschriften - mehr als ein Viertel der 
uruguayischen Wahlberechtigten - für ein 
Referendum zu sammeln. Sollten diese 
Unterschriften vom Wahlgericht für gültig erklärt 
werden, wird voraussichtlich im März 2022 an die 
Urnen gerufen. Da es an der Gültigkeit der 
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Unterschriften kaum Zweifel gibt, hat hinter den 
Kulissen längst die Kampagne begonnen.  

Das kleine Land (knapp 3,5 Mio. Einwohner bei 
einer Fläche rund halb so groß wie Deutschland) 
zwischen Brasilien und Argentinien gilt als 
politischer Ruhepol und blickt auf eine lange 
republikanische Tradition mit den ältesten 
Parteien Lateinamerikas zurück. Eine ausgeprägt 
konsensorientierte politische Kultur, ein im 
regionalen Vergleich geringes Wohlstandsgefälle 
sowie eine niedrige Armutsrate bescheren dem 
Land einen starken sozialen Zusammenhalt, der 
Uruguay in der Region den Ruf eines 
Stabilitätsankers einbringt. Seit dem 1. März 2020 
regiert Präsident Luis Lacalle Pou mit einer von 
der linken Mitte bis zu konservativ-populistischen 
Kräften reichenden Fünf-Parteien-Koalition und 
löste damit die 15-jährige Regierungszeit des 
Linksbündnisses „Frente Amplio“ (FA) ab. 

Komplexes Reformwerk 

Getreu ihrer Ankündigung im Wahlkampf brachte 
die Regierung kurz nach Amtsantritt ein 
Gesetzeswerk auf den Weg, dessen insgesamt 
476 Artikel am 9. Juli 2020 in Kraft traten. Das 
Paket wurde im Eilverfahren – also als „Ley de 
Urgente Consideración“ (LUC – „Gesetz im 
Eilverfahren“) in das Parlament eingebracht. Die 
Bestimmungen der LUC reichen von der 
Öffentlichen Sicherheit (mehr Zugriffsrechte für 
die Polizei, Verschärfung des Jugendstrafrechts 
bei schweren Verbrechen, Einführung neuer 
Straftatbestände, Verschärfung des Strafrechts), 
über Wirtschaft (Steuererleichterungen für KMUs, 
Abbau von Regulierungen, Wiedererlaubnis der 
Auszahlung von Löhnen in bar), Arbeitsrecht 
(Nichtstreikenden soll der freie Zugang zu ihrem 
Arbeitsplatz gewährleistet werden, was einem 
Verbot der Besetzung von Arbeitsstätten durch 
Gewerkschaften entspricht) und Wohnraum 
(Erleichterung des Abschlusses von 
Mietverträgen und Flexibilisierung des 
Kündigungsschutzes), bis hin zur Schaffung eines 
Umweltministeriums, der Vereinfachung des 
Adoptionsrechts und der Erlaubnis, die eigene 

Handynummer bei einem Anbieterwechsel zu 
behalten.  
 
Auch wenn die Verabschiedung eines solch 
monumentalen Gesetzespaketes 
verfassungskonform ist und ähnliches in etwas 
geringerem Umfang auch von 
Vorgängerregierungen durchgeführt wurde, 
entbrannte schnell eine Diskussion darüber, ob 
ein solches Paket nicht lieber in separaten Teilen 
diskutiert und verabschiedet werden sollte. 
Insbesondere nach Meinung der Opposition war 
das Vorgehen der Regierung wenig transparent 
und demokratisch defizitär. Die Regierung 
argumentierte dagegen, dass das Gesetzespaket 
bereits vor der Wahl grundsätzlich bekannt 
gewesen sowie auch im Schnellverfahren 
adäquat vom Parlament diskutiert worden sei. 
Inhaltlich war es vor allem der aufs Engste mit 
der Frente Amplio verbundene einflussreiche 
Gewerkschaftsdachverband „Plenario 
Intersindical de Trabajadores-Convención 
Nacional de Trabajadores“ (PIT-CNT), der gegen 
die LUC mobilmachte und gemeinsam mit der FA 
eine Unterschriftensammlung für ein 
Referendum über 135 der 476 LUC-Artikel 
startete.  
 
Der überraschende Erfolg dieser 
Unterschriftensammlung hauchte einer bis dahin 
nach ihrer Rolle suchenden und desartikuliert 
wirkenden Opposition neues Leben ein. Die 
Aussicht auf ein mögliches Referendum trug 
ebenfalls dazu bei, die durchaus ideologisch sehr 
unterschiedlichen Fraktionen innerhalb des 
Linksbündnisses hinter einem gemeinsamen 
Anliegen zu einen. Gleichzeitig bewirkt die 
Abstimmung jedoch auch ein Zusammenrücken 
der heterogenen Regierungskoalition, die bisher 
weitgehend geräuschlos funktioniert. 
 

Pandemie verliert an Bedeutung 

Die Regierung geht zwar zuversichtlich, aber nicht 
ohne Sorge in den Wahlkampf. Aktuelle 
Umfragen sagen ein ungewisses Ergebnis voraus, 
auch wenn eine Tendenz für die Regierung zu 
erkennen ist.  Entscheidend wird sein, inwieweit 
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es der Regierung gelingt, ihre positiven 
Zustimmungswerte bis zum Referendumstermin 
zu halten und ein negatives Votum im 
Referendum (gegen die Aussetzung der LUC) eng 
an die Unterstützung für die Amtsführung des 
Präsidenten zu knüpfen. Diese liegt je nach 
Umfrageinstitut zwischen 49 und 60 Prozent. Im 
Vergleich zu den Zahlen von April/Mai sank die 
Zustimmung damit um Werte zwischen fünf und 
zehn Prozent. Demoskopen erklären diesen 
Abschwung damit, dass die Corona-Pandemie 
immer mehr aus der politischen Diskussion 
verschwindet und auf der Prioritätenliste der 
Menschen nicht mehr an erster Stelle steht. 
Durch die sehr erfolgreiche Impfkampagne hat 
sich die Pandemielage, bei Infektionszahlen auf 
sehr niedrigen Niveau, in Uruguay stabilisiert. Der 
Präsident, der lagerübergreifend für sein Corona-
Management gelobt wurde, wird also 
zunehmend für seine Bilanz auf den üblichen 
Politikfeldern bewertet, etwa Sicherheit, Bildung, 
Wirtschaftswachstum oder Lohnentwicklung. Die 
derzeit herrschende Diskussion, ob der seit März 
2020 bestehende Pandemie-Ausnahmezustand 
bald aufgehoben wird, geht gewissermaßen 
einher mit einer Normalisierung der 
uruguayischen Politik.  

Öffnung der Wirtschaft 
 
Trotz eines Nettoverlustes von 35.000 
Arbeitsplätzen im Vergleich zur Zeit vor der 
Pandemie erholt sich die uruguayische Wirtschaft 
spürbar. Laut Regierungsangaben wird sie 2021 
um 3,5 Prozent wachsen. Nach einem unerwartet 
starken Wachstum im zweiten Trimester 2021 
wird bis Ende des Jahres ein ähnliches 
Wirtschaftsniveau wie vor der Pandemie 
erwartet. Das Wachstum wird hierbei 
insbesondere vom Agroexport und dem 
Immobiliensektor angetrieben. Deutlich 
schwieriger ist die Situation für den Tourismus 
und den Handel – beides Sektoren, die von der 
Regierung in der Pandemie besonders 
unterstützt wurden. Auch wenn die Armutsrate 
von 2019 bis 2020 von 8,8 auf 11,6 Prozent 
anstieg, ist sowohl ihr Anstieg als auch ihr Niveau 

im lateinamerikanischen Vergleich weiterhin sehr 
niedrig.  
 
Regional setzt sich Uruguay vor allem für eine 
Flexibilisierung des in Montevideo ansässigen 
Mercosur ein. Der Vier-Staaten-Bund aus 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay 
lässt es eigentlich nicht zu, dass einzelne 
Mitglieder ohne Zustimmung der anderen 
Freihandelsabkommen mit Drittstaaten 
abschließen, was das exportabhängige Uruguay 
als großen Nachteil empfindet. Besonders groß 
ist die Frustration der uruguayischen Regierung 
in diesem Zusammenhang über die europäischen 
Widerstände gegen eine Ratifikation des EU-
Mercosur-Handelsabkommens, welches von 
Uruguay nachdrücklich unterstützt wird.  
Die so entstehende Lücke füllt zunehmend China. 
Anfang September 2021 kündigte Präsident 
Lacalle Pou an, in bilaterale Gespräche mit Peking 
zum Abschluss eines Freihandelsabkommens 
eintreten zu wollen. Uruguay erhofft sich davon 
insbesondere mehr Absatzmöglichkeiten für 
seine Agroexporte. Eine kritische Diskussion über 
die geopolitischen Implikationen eines engeren 
Anschlusses an China findet in der Öffentlichkeit 
bisher kaum statt. Analysten und auch Stimmen 
aus dem Umfeld der Regierung versichern, dass 
der Vorstoß Richtung China auch dazu gedacht 
ist, zum einen dem Mercosur und dort vor allem 
dem protektionistischen Argentinien die 
Dringlichkeit einer Flexibilisierung des 
Staatenbundes deutlich zu machen und zum 
anderen Akteure wie die USA und die EU 
wachzurütteln und dazu zu bewegen, ihrerseits 
Handelsabkommen mit Uruguay zu schließen.  

Nicht nur bezüglich der Freihandelsabkommen 
befindet sich Uruguay auf Öffnungskurs.  
So wirbt Staatschef Lacalle Pou aktiv um 
Investoren aus dem dauerhaft kriselnden 
Nachbarland Argentinien, was sich in mehreren 
Fernsehinterviews mit argentinischen 
Fernsehsendern widerspiegelte. Gleichzeitig 
vereinfachte die Regierung die Bedingungen für 
ausländische Hauskäufer.  
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Zudem sollen die Corona-Reisebeschränkungen 
weitestgehend fallen und das Land wieder 
stärker zur Normalität zurückkehren. Nachdem 
seit dem 1. September 2021 bereits wieder 
ausländische Immobilienbesitzer nach Uruguay 
einreisen können, sollen ab dem 1. November 
und damit pünktlich zur Hauptreisesaison auch 
wieder Touristen ins Land dürfen. Voraussetzung 
ist ein vollumfänglicher Impfschutz.   

 
Ausblick 

Nach zwei von fünf Regierungsjahren steht der 
Regierung mit dem Referendum zur „LUC“ eine 
Art Midterm election bevor. Bei dieser wird es 
wohl weniger um die Details des schwer 
durchschaubaren Gesetzespaketes gehen, als 
vielmehr um die bisherige Bilanz der von Lacalle 
Pou angeführten Koalitionsregierung.  

Zwar steht die Regierung dank ihres Pandemie-
Managements, der Führungsstärke des 
Präsidenten, der guten Umfragewerte und der 
recht positiven wirtschaftlichen Daten gut dar, 
das bevorstehende Referendum birgt jedoch eine 

nicht zu unterschätzende Gefahr. Sollte es den 
verschiedenen Oppositionsgruppen gelingen, 
eine Mehrheit der Wahlberechtigten gegen die 
„LUC“ zu mobilisieren, wäre dies ein 
empfindlicher Wirkungstreffer, der die 
Reformagenda der Regierung ernsthaft ins 
Taumeln bringen könnte.  

Sollte die Rechnung der Regierung aufgehen und 
sie im Referendum einen deutlichen Sieg 
davontragen, dürfte je nach Deutlichkeit des 
Ergebnisses insbesondere die Position des 
Präsidenten nicht nur im Volk, sondern auch 
innerhalb der Regierungskoalition an 
Durchschlagskraft gewinnen. Dies könnte Lacalle 
Pou dazu motivieren, weitere Reformen neu 
anzuschieben, über die bisher auch in der 
eigenen Koalition keine Einheit herrscht. 
Insbesondere steht hier die Aufweichung 
mancher Staatsmonopole, insbesondere auf 
Mineralölimporte, auf der Agenda. Zunächst gilt 
es jedoch für beide Seiten, die Wähler von der 
jeweils eigenen Sicht auf die „LUC“ zu 
überzeugen. Bis dahin herrscht in Uruguay 
zunächst einmal Wahlkampf. 
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